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Sachgebiet 612 


Vorblatt 


Änderung des Zuckersteuergesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Steuerverfahren bei der Zuckerbesteuerung ist nicht mehr 
zeitgemäß; es ist durch die wirtschaftliche Entwicklung der 
Zuckerwirtschaft und die Einführung der Europäischen Zucker- 
marktordnung in einigen Punkten überholt. 


B. Lösung 

Die Vorschriften über die Entstehung der Steuerschuld, den 
Begriff des Herstellungsbetriebs, die Steuerschuld bei Einfuhren, 
Steuerbefreiung und -Vergütung sollen den neuen Bedürfnissen 
angepaßt werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Es werden jährlich etwa 500 000 DM Kosten erspart werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. März 1970 

III/5 — 52300 — Zu 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 6. März 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Zuckersteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Zuckersteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. August 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 645), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 4 erhält folgende Fassung: 

u§ 4 

Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

(1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, daß 
Zucker aus dem Herstellungsbetrieb entfernt 
oder zum Verbrauch innerhalb des Herstellungs- 
betriebes entnommen wird, und zwar im Zeit- 
punkt der Entfernung oder der Entnahme des 
Zuckers. Steuerschuldner ist der Inhaber des Her- 
stellungsbetriebes. 

(2) Für Zucker, der außerhalb eines zollamt- 
lich angemeldeten Herstellungsbetriebes herge- 
stellt wird, entsteht die Steuerschuld mit der 
Herstellung. Steuerschuldner ist der Hersteller." 


2. Nach § 4 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 4 a 

Herstellungsbetrieb 

(1) Herstellungsbetrieb im Sinne dieses Ge- 
setzes ist eine Betriebsstätte, die zum Herstel- 
len von Zucker bestimmt und eingerichtet ist. 
Sie umfaßt die Gesamtheit der baulich zueinan- 
der gehörenden Räume, in denen sich die Ein- 
richtungen zum Herstellen und Abpacken des 
Zuckers, die Lagerstätten für Rohstoffe, Zwi- 
schenerzeugnisse und Zucker, die Ladeeinrich- 
tungen, die Werkstätten zur Instandhaltung des 
Betriebes und die Verwaltung befinden, ferner 
die Räume, Flächen und ortsfesten Transport- 
anlagen, die diese Räume miteinander verbin- 
den, sowie die daran angrenzenden Flächen, so- 
weit sie für betriebliche Zwecke genutzt werden. 

(2) Das Hauptzollamt kann auf Antrag be- 
stimmen, 


1. daß einzelne der Räume und Flächen nicht 
zum Herstellungsbetrieb gehören, sofern 
hierfür ein berechtigtes Bedürfnis besteht und 
die Steueraufsicht nicht beeinträchtigt wird, 

2. daß Räume außerhalb des Herstellungsbetrie- 
bes, in die der Hersteller Zucker aus seinem 
Herstellungsbetrieb zum Lagern verbringt, 
weil der Lagerraum innerhalb des Herstel- 
lungsbetriebes nicht ausreicht, als zum Her- 
stellungsbetrieb gehörend behandelt werden, 
wenn die Steueraufsicht nicht beeinträchtigt 
wird. 

Das Hauptzollamt kann die erforderlichen Uber- 
wachungsbestimmungen treffen. " 


3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Wird 
Zucker" durch die Worte „Werden Zucker, 
Zuckerwaren oder zuckerhaltige Waren, bei 
denen die Zuckersteuer von dem in ihnen 
enthaltenen Zucker zu erheben ist (§ 2)," er- 
setzt, nach den Worten „Erstattung der 
Steuer" ein Beistrich und dahinter die Worte 
„den Steuerzuschlag bei Nichtbeachtung von 
Steuervorschriften" eingefügt sowie die 
Worte „vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737)" gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gel- 
ten entsprechend für Zucker, der nach Abferti- 
gung zu einem Zollverkehr (§ 9 Abs. 1 Nr. 1) 
wieder in den freien Verkehr gelangt." 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 

d) Im neuen Absatz 3 erhält der Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann, so- 
weit dadurch nicht unangemessene Steuer- 
vorteile entstehen, durch Rechtsverordnung 
Steuerfreiheit für Zucker, Zuckerwaren und 
zuckerhaltige Waren anordnen, die unter 
den Voraussetzungen in das Erhebungsge- 
biet eingehen, unter denen nach § 24 Abs. 1 
des Zollgesetzes Zollfreiheit angeordnet wer- 
den kann oder bisher angeordnet werden 
konnte." 
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4. § 9 wird >vie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden am Schluß die 
Worte „oder zu einem Zoll verkehr ab gefer- 
tigt werden," angefügt. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Verarbei- 
tung" durch die Worte „Be- oder Verarbei- 
tung, zur Lagerung oder zum Um- oder Ab- 
packen" ersetzt. 

c) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(2) Zucker darf aus einem Herstellungs- 
betrieb unter Steueraufsicht unversteuert 
zum Lagern in die Räume verbracht werden, 
die nach § 4 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 als zu ihm 
gehörend behandelt werden. Der Bundes- 
minister der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über das an- 
zuwendende Verfahren zu erlassen. 

(3) Zucker, der als Probe Innerhalb oder 
außerhalb des Herstellungsbetriebes zu den 
betrieblich erforderlichen Untersuchungen und 
Prüfungen verbraucht oder der für Zwecke 
der Steuer- oder Gewerbeaufsicht entnom- 
men wird, ist von der Steuer befreit." 

d) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- j 
Sätze 4 und 5. 

e) Im neuen Absatz 4 werden die Worte „zur 
Herstellung von anderen Erzeugnissen als 
Lebensmitteln" durch die Worte „zu anderen , 
gewerblichen oder gemeinnützigen Zwecken 1 
als zum Herstellen von Lebensmitteln oder | 
Waren der Nr, 24.02 des Zolltarifs" ersetzt. 

5. Nach § 9 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

»§ 9 a 

(1) Zucker, der von der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Zucker als Interventionsstelle auf 
Grund des Artikels 9 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG des Rates vom 18. Dezember 1967 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
308/1 vom 18. Dezember 1967) in der jeweils 
geltenden Fassung gekauft worden ist, darf unter 
Steueraufsicht unversteuert aus einem Herstel- 
lungsbetrieb in ein unter Steueraufsicht stehen- 
des Lager {Interventionslager) verbracht werden. 
In diesem Falle entsteht die Steuerschuld mit der 
Entfernung des Zuckers aus dem Herstellungs- 
betrieb bedingt. Sie geht mit der Aufnahme des 


Zuckers in ein Interventionslager auf die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Zucker über. Aus die- 
sem Lager darf der Zucker unter Steueraufsicht 
unversteuert ausgeführt, in einen Herstellungs- 
betrieb oder in ein anderes Interventionslager 
verbracht oder zu steuerbegünstigten Verwen- 
dungszwecken abgegeben werden. Die Steuer- 
schuld fällt weg, wenn der Zucker ordnungs- 
mäßig ausgeführt oder in einen Herstellungs- 
betrieb verbracht worden ist oder wenn er un- 
tergeht. Die Steuerschuld bleibt bedingt, wenn 
der Zucker in ein anderes Interventionslager 
verbracht wird. Wird der Zucker zur steuerbe- 
günstigten Verwendung ordnungsmäßig an eine 
andere Person abgegeben, so geht die Steuer- 
schuld auf den Erwerber über, wenn er oder 
sein Beauftragter den Zucker in Besitz nimmt. 
In allen anderen Fällen wird die Steuerschuld 
mit der Entfernung des Zuckers aus dem Lager 
unbedingt. 

(2) Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker 
hat die Zuckermengen, für die die Steuerschuld 
in einem Monat unbedingt geworden ist, bis zum 
fünften Tage des nächsten Monats der Zollstelle 
zur Steuerfestsetzung schriftlich anzumelden und 
die Steuer bis zum letzten Werktag dieses Mo- 
nats zu entrichten; Zahlungsaufschub ist unzu- 
lässig. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften 
über das anzuwendende Verfahren zu erlassen." 

6. In § 11 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt: 

„Sind die Räume, in denen sich die Verwaltung 
befindet, vom Herstellungsbetrieb örtlich ge- 
trennt, so unterliegen auch diese Räume der 
Steueraufsicht." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


Die Entwicklung der Zuckerwirtschaft in den letzten 
Jahren, insbesondere auch nach der Einführung der 
Europäischen Zuckermarktordnung, hat gezeigt, daß 
die Anpassung einiger Vorschriften des geltenden 
Zuckersteuergesetzes an die neuen Verhältnisse 
zweckmäßig wäre. Diese Anpassungen sollen neben 
einigen kleineren Änderungen durch das im Entwurf 
vorgelegte Gesetz vorgenommen werden. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Änderun- 
gen: 

Artikel 1 

Nr. 1 Änderungen des § 4 (Entstehung der Steuer- 
schuld, Steuerschuldner) 

Nach § 4 des geltenden Zuckersteuergesetzes ent- 
steht die Steuerschuld dadurch, daß Zucker aus dem 
Herstellungsbetrieb entfernt oder in ihm zum Ver- 
brauch entnommen wird. Steuerschuldner ist der In- 
haber des Herstellungsbetriebes. Diese Vorschriften 
sind ohne Schwierigkeiten anwendbar, wenn es sich 
um zollamtlich angemeldete und in der Anmeldung 
klar abgegrenzte gewerbliche Betriebe handelt. Sie 
führen jedoch zu Schwierigkeiten, wenn zucker- 
steuerpflichtige Waren wie z. B. Rübensäfte in 
Räumen (z. B. Waschküchen) hergestellt werden, die 
nicht zu einem angemeldeten gewerblichen Betrieb 
gehören. In derartigen Fällen ist es zweckmäßig, 
die Steuerschuld mit der Herstellung des steuer- 
pflichtigen Erzeugnisses entstehen zu lassen und 
als Steuerschuldner den Hersteller zu bestimmen. 
In ähnlicher Weise ist die Entstehung der Steuer- 
schuld bereits in § 5 Abs. 2 des Tabaksteuergesetzes 
geregelt. 

Nr. 2 Einfügung eines neuen § 4a (Herstellungs- 
betrieb) 

In den Zuckerfabriken besteht schon seit längerer 
Zeit Mangel an Lagerraum für den in ihnen herge- 
stellten Zucker. Dadurch waren die Hersteller in den 
vergangenen Jahren gezwungen, aus den Fabriken 
zum Teil erhebliche Mengen an Zucker auszulagern, 
die noch nicht weiterverkauft worden waren und 
für die daher noch kein Erlös erzielt werden konnte. 
Gleichwohl war jedoch für diese Zuckermengen die 
Zuckersteuer zu entrichten, die nach § 4 Abs. 1 des 
Gesetzes durch die Entfernung des Zuckers aus dem 
Herstellungsbetrieb entstanden war. Um die hieraus 
entstehenden finanziellen Sdiwierigkeiten zu besei- 
tigen, wurde die Steuer für den Zucker, der von den 
Herstellern wegen des Mangels an fabrikeigenem 
Lagerraum in auswärtige Lager verbracht wurde, 
solange gestundet, bis er aus diesen Lagern ver- 
äußert wurde. Die Lager mußten zu diesem Zweck 
überwacht werden. Sollte der Zucker aus diesen 
Lagern unversteuert ausgeführt oder zu steuerbe- 


günstigten Zwecken abgegeben werden, so war dies 
nach der geltenden Regelung nicht ohne weiteres 
möglich, da ja für den Zucker die Steuerschuld be- 
reits entstanden war. Die Unzuträglichkeiten, die 
sich daraus ergaben, mußten dann wiederum jeweils 
im einzelnen Fall durch Steuererlaß aus Billigkeits- 
gründen beseitigt werden. 

Demgegenüber würde die Verwaltung wesentlich 
vereinfacht werden können, wenn die Hauptzoll- 
ämter auf Antrag der Hersteller in diesen Fällen 
zulassen könnten, daß derartige auswärtige Lager 
als zum Zuckerherstellungsbetrieb gehörend behan- 
delt werden mit der Folge, daß der Zucker aus dem 
eigentlichen Herstellungsbetrieb in diese Lager un- 
versteuert verbracht werden kann, daß die Steuer- 
schuld erst mit der Entfernung des Zuckers aus ihnen 
entsteht und daß der Zucker aus ihnen ebenso wie 
aus dem eigentlichen Herstellungsbetrieb unver- 
steuert ausgeführt oder zu steuerbegünstigten 
Zwecken abgegeben werden kann. Es muß dabei 
allerdings sichergestellt werden, daß diese Lager 
sich nicht zu standortgünstigen Auslieferungslagern 
(Steuerlagern) zur vorteilhafteren Belieferung des 
Handels und der Verbraucher entwickeln, da andern- 
falls der Wettbewerb zwischen den Herstellern ver- 
fälscht würde. Sie müssen vielmehr streng auf die 
Fälle beschränkt werden, in denen die Hersteller 
wegen des Mangels an fabrikeigenem Lagerraum 
zur Lagerung des Zuckers in auswärtigen Lagern 
gezwungen sind und ihnen der weitere Ausbau des 
Lagerraums in der Fabrik billigerweise nicht zuzu- 
muten ist. Gleichzeitig muß gefordert werden, daß 
die Steueraufsicht nicht beeinträchtigt wird. Dies 
würde z. B. der Fall sein, wenn der Zucker in einer 
Vielzahl kleinerer auswärtiger Lager gelagert wer- 
den sollte. 

Die dargelegte Regelung soll in der Weise getroffen 
werden, daß zunächst in § 4 a Abs. 1 der Begriff 
des Herstellungsbetriebcs in etwa der gleichen 
Weise umschrieben wird, wie dies bisher in § 5 der 
Durchführungsbestimmungen zum Zuckersteuer- 
gesetz vom 19. 8. 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 647) 
geschehen ist. In Absatz 2 soll sodann das Haupt- 
zollamt ermächtigt werden, auf Antrag zu bestim- 
men, 

1. daß einzelne Räume und Flächen innerhalb des 
Herstellungsbetriebes unter den näher aufge- 
führten Voraussetzungen nicht zum Herstel- 
lungsbetrieb gehören (bisherige Regelung) 

und 

2. daß Räume außerhalb des Herstellungsbetriebes 
— auch solche an entfernteren Orten — unter 
den näher aufgeführten Voraussetzungen als 
zum Herstellungsbetrieb gehörend behandelt 
werden. 
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Nr. 3 Änderungen des § 8 (Steuerschuld bei Einfuhr 
in das Erhebungsgebiet) 

Buchstabe a Änderung des Absatzes 1 Satz 1 

Mit Rücksicht darauf, daß Zuckerwaren und zucker- 
haltige Waren in bedeutendem Umfang eingeführt 
werden, erscheint es geboten, die sinngemäße An- 
wendung der Vorschriften des Zollgesetzes hinsicht- 
lich der Punkte, die in Absatz 1 im einzelnen auf- 
geführt sind, auch auf solche Waren auszudehnen, 
bei denen bei der Einfuhr in das Erhebungsgebiet 
die Zuckersteuer von dem darin enthaltenen Zucker 
zu erheben ist. Außerdem erscheint es zweckmäßig, 
in Absatz 1 auch die Vorschrift des § 57 Abs. 7 des 
Zollgesetzes über die Erhebung eines Zollzuschlags 
im Reiseverkehr hinsichtlich der Zuckersteuer sinn- 
gemäß anzuwenden. Dies soll dadurch geschehen, 
daß in Absatz 1 Satz 1 nach den Worten „Erstat- 
tung der Steuer'' die Worte „den Steuerzuschlag bei 
Nichtbeachtung von Steuervorschriften" eingefügt 
werden. Schließlich sollen das Verkündungsdatum 
und die Fundstelle des Zollgesetzes gestrichen wer- 
den, weil es sich um ein allgemein bekanntes Ge- 
setz handelt. 

Buchstabe b Einfügung eines neuen Absatzes 2 

Inländischer Zucker, der zur Ausfuhr bestimmt ist, 
wird mitunter aus Zweckmäßigkeitsgründen im In- 
land zu einem Zollverkehr, insbesondere zum Zoll- 
gutversand abgefertigt. Diese Abfertigung steht j 
nach § 9 Abs. 1 der geltenden Durchführungsbestim- | 
mungen zum Zuckersteuergesetz — künftig nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1 des Zuckersteuergesetzes (vgl. Nr. 4 a 
unten) — der Ausfuhr gleich. Es fehlt jedoch an 
einer ausdrücklichen Vorschrift darüber, wie dieser 
Zucker behandelt werden soll, wenn er entgegen der 
ursprünglichen Absicht nicht ausgeführt werden 
kann, sondern im Inland abgesetzt werden muß. 
Diese Lücke soll im neuen Absatz 2 geschlossen wer- 
den, in dem u. a. bestimmt wird, daß für diesen Zuk- 
ker die Vorschriften des Absatzes 1 über eingeführ- 
ten Zucker entsprechend gelten. 

Buchstabe c Absätze 3 bis 5 | 

Die Einfügung des neuen Absatzes 2 hat zur Folge, 
daß die bisherigen Absätze 2 bis 4 künftig die Num- 
mern 3 bis 5 erhalten. 

Buchstabe d Neuer Absatz 3 

Die Ausdehnung der sinngemäßen Anwendung der 
Vorschriften des Zollgesetzes hinsichtlich der in § 8 
Abs. 1 aufgeführten Punkte auf Zuckerwaren und 
zuckerhaltige Waren hat zur Folge, daß auch die 
Ermächtigung für Zucker im bisherigen Absatz 2 
(künftig im neuen Absatz 3) auf diese Waren 
erweitert werden muß. 

Außerdem erscheint es notwendig, die Ermächtigung 
zur Anordnung von Steuerfreiheit für eingeführte 
zuckersteuerpflichtige Waren ausdrücklich für solche 
Fälle aufrechtzuerhalten, die bisher durch die Er- 
mächtigungsvorschrift für die Anordnung von Zoll- 
freiheit in § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes gedeckt 
waren. Dadurch sollen Zweifel ausgeschlossen wer- 
den, die sich daraus ergeben können, daß die natio- 


nalen Zollbefreiungsvorschriften zum Teil schon 
jetzt durch europäische Vorschriften überlagert wer- 
den und künftig weiterhin überlagert werden kön- 
nen. Dies gilt z. B. für die Vorschriften über Zoll- 
befreiungen im Reiseverkehr (vgl. Verordnung 
(EWG) Nr, 1544/69 des Rates über die zolltarifliche 
Behandlung von Waren, die im persönlichen Ge- 
päck von Reisenden eingeführt werden, vom 23. Juli 
1969 — Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 191 vom 5. August 1969 S. 1 — ). 

Nr. 4 Änderungen des § 9 (Steuerbefreiung und 
Steuervergütung) 

Buchstabe a Änderung des Absatzes 1 Nr. 1 

Zucker, der nach näherer Bestimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen ausgeführt wird, ist nach 
dem jetzigen § 9 Abs. 1 Nr. 1 von der Zuckersteuer 
befreit. In den dazu ergangenen Durchführungs- 
bestimmungen ist der Ausfuhr von Zucker die Ab- 
fertigung zu einem Zollverkehr gleichgestellt wor- 
den (§ 9 Abs. 1 Satz 1). Diese Regelung entspricht 
einem wirtschaftlichen Bedürfnis, insbesondere wenn 
Zucker durch Vermittlung von Ausfuhrhändlern aus- 
geführt werden soll. Eine gleichartige Neufassung 
der Durchführungsbestimmungen über die Ausfuhr 
von Zucker ist jedoch nur möglich, wenn eine gesetz- 
liche Grundlage für eine solche Gleichstellung vor- 

I handen ist. Sie soll durch die vorgesehene Ergän- 

I zung von Absatz 1 Nr. 1 geschaffen werden. 

j 

Buchstabe b Änderung des Absatzes 1 Nr. 2 

Es besteht schon seit längerer Zeit ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis dafür, Zucker unversteuert auch zur 
Bearbeitung, zur Lagerung und zum Um- oder Ab- 
packen in einen Herstellungsbetrieb zu verbringen. 
Diesem wirtschaftlichen Bedürfnis kann dadurch 
Rechnung getragen werden, daß in § 9 Abs. 1 Nr. 2 
des Zuckersteuergesetzes das Wort „Verarbeitung" 
durch die Worte „Be- oder Verarbeitung, zur Lage- 
rung oder zum Um- oder Abpacken" ersetzt wird. 
Hierdurch werden einmal die Inhaber der Zucker- 
herstellungsbetriebe in die Lage versetzt, Zucker 
zwischen ihren Herstellungsbetrieben — insbeson- 
dere zur besseren Ausnutzung der fabrikeigenen 
Lagerräume — auch zur Lagerung sowie zur Bear- 
beitung (z. B. Sieben) unversteuert versenden zu 
dürfen, bevor sie Zucker wegen Mangels an fabrik- 
eigenem Lagerraum aus ihren Betrieben in auswär- 
tige Lager verbringen. Zum anderen wird hierdurch 
auch die Möglichkeit eröffnet, eingeführten Zucker 
zum Um- oder Abpacken unversteuert in Herstel- 
lungsbetriebe zu verbringen, in denen die hierfür 
erforderlichen Vorrichtungen vorhanden sind. 

Buchstabe c Einfügung eines neuen Absatzes 2 

Im neuen Absatz 2 wird das Verbringen von Zucker 
aus einem Herstellungsbetrieb in auswärtige Lager- 
räume geregelt, die nach Anordnung des Hauptzoll- 
amts als zum Herstellungsbetrieb gehörend behan- 
delt werden. Die Regelung führt im Ergebnis dazu, 
daß die Steuerschuld endgültig erst mit der Ent- 
fernung des Zuckers aus diesen Räumen entsteht. 
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Zucker, der als Probe innerhalb oder außerhalb des 
Herstellungsbetriebes zu den betrieblich erforder- 
lichen Untersuchungen und Prüfungen — einschließ- 
lich der betrieblich erforderlichen Verkostung — 
verbraucht oder der für Zwecke der Steuer- oder 
Gewerbeaufsicht entnommen wurde, wurde schon 
bisher nicht zur Versteuerung herangezogen, ob- 
wohl es an einer ausdrücklichen Vorschrift hierfür 
fehlte. Diese Vorschrift soll nunmehr im neuen Ab- 
satz 3 des § 9 geschaffen werden. 

Buchstabe d Absätze 4 und 5 

Die Einfügung der neuen Absätze 2 und 3 hat zur 
Folge, daß die bisherigen Absätze 2 und 3 künftig 
die Nummern 4 und 5 erhalten. 

Buchstabe e Neuer Absatz 4 

Die bisherige Ermächtigung „Zucker, der zur Her- 
stellung von anderen Erzeugnissen als Lebensmit- 
teln verwendet wird, von der Steuer zu befreien" 
ermöglicht es nicht, Zucker auch dann von der 
Steuer freizustellen, wenn er zu anderen — gewerb- 
lichen oder gemeinnützigen — Zwecken als zum 
Herstellen von Lebensmitteln verwendet werden 
soll, ohne daß dabei ein Erzeugnis hergestellt wird. 
Hierunter fällt z, B. eine Verwendung von Zucker 
zur Beseitigung des Nitratgehaltes im Grundwasser, 
die neuerdings in manchen Gebieten zur Verbesse- 
rung des Trinkwassers angestrebt wird. Es erscheint 
gerechtfertigt, auch in derartigen Fällen Steuerbe- 
freiung zu gewähren. Nicht gerechtfertigt und auch 
wirtschaftlich nicht notwendig erscheint dagegen 
eine Steuerbefreiung für Zucker, der zum Herstel- 
len von nach § 1 Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes 
den Lebensmitteln gleichstehenden Tabakerzeugnis- 
sen oder von anderen Waren der Nr. 24.02 des Zoll- 
tarifs verwendet werden soll, wie insbesondere von 
Tabaksoßen, mit denen Tabak gesoßt oder nur 
übersprüht wird. 


Nr. 5 Einfügung eines neuen § 9 a (Steuerbefreiung) 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker (EVSt) 
ist nach Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG des Rates vom 18. Dezember 1967 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
308/1 vom 18. Dezember 1967) verpflichtet, den ihr 
angebotenen Zucker zum Interventionspreis zu kau- 
fen. Da die Zuckerfabriken in der Regel nicht in der 
Lage sind, diesen Zucker noch länger in ihren La- 
gerräumen aufzubewahren, muß er von der EVSt 
anderenorts gelagert werden, bis über seine end- 


gültige Verwendung entschieden worden ist. Die 
Entfernung des Zuckers aus der Zuckerfabrik hat 
aber nach den geltenden Vorschriften in §§ 4, 6 und 
7 des Zuckersteuergesetzes zur Folge, daß der In- 
haber der Zuckerfabrik die Zuckersteuer entrichten 
muß. Diese Steuer stellt er daher der EVSt neben 
dem Interventionspreis besonders in Rechnung. Da 
die Mittel für die Entrichtung des Kaufpreises durch 
die EVSt zum überwiegenden Teil durch Kredite 
aufgebracht werden müssen, entstehen auch für den 
Betrag der Zuckersteuer entsprechende Kosten. Sie 
werden vom Einzelplan 10 getragen. 

Durch die Einfügung des neuen § 9 a soll in den 
vorliegenden Fällen die Entrichtung der Zucker- 
steuer solange hinausgeschoben werden, bis über 
die endgültige Verwendung des Zuckers entschieden 
worden ist. Dabei soll der Zucker, der ausgeführt 
oder zu steuerbegünstigten Verwendungszwecken 
abgegeben wird, steuerfrei bleiben und mit der 
Zuckersteuer nur der Zucker belastet werden, der 
von der EVSt im Geltungsbereich des Zuckersteuer- 
gesetzes zur menschlichen Ernährung abgesetzt wird. 

Hierdurch werden die für den Ankauf des Zuckers 
erforderlichen Mittel um die Zuckersteuer vermin- 
dert und der Kostenaufwand entsprechend verrin- 
gert. Die Kostenersparnis kann auf jährlich eine 
halbe Million DM geschätzt werden. 

Nr. 6 Änderung des § 11 (Steueraufsicht) 

Die Ergänzung des § 11 Abs. 1, nach der Räume der 
Verwaltung, die vom Herstellungsbetrieb örtlich ge- 
trennt sind, der Steueraufsicht unterliegen, wurde 
erforderlich nach der Einführung der Örtlich streng 
begrenzten Bestimmung des Begriffs „Herstellungs- 
betrieb" im neuen § 4 a (vgl. Nr. 2 oben). 

Artikel 2 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Kosten werden durch die Ausführung des Gesetzes 
nicht entstehen. Die Einnahmen an Zuckersteuer 
werden praktisch unverändert bleiben. Dagegen 
wird, wie in der Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 
ausgeführt, ein Ausgabenbetrag von jährlich etwa 
500 000 DM im Einzelplan 10 erspart werden. Hinzu 
kommen weitere Ersparnisse durch die Verein- 
fachung der Verwaltung, die nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes möglich wird, deren Höhe jedoch 
schwer zu schätzen ist. 
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